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Verbände/Institutionen 

• Bund Deutscher Kriminalbeamter e. V.1 

• Verband Chemiehandel e.V. (VCH)2 

• Verband der Chemischen Industrie e. V. (VCI)1,2 

• WEISSER RING, Gemeinnütziger Verein zur Unterstützung von Kriminalitätsopfern und 
zur Verhütung von Straftaten e. V.2 (Keine Teilnahme) 

 

Namentlich benannte Sachverständige 
 

• Dr. Rainer Dahlenburg (Apotheker f. exp. Pharmakologie und Toxikologie, Senior Forensic 
Expert)2 

• Prof. Dr. Anette Debertin (Medizinische Hochschule Hannover)2 (Keine Teilnahme) 

• Nina Fuchs (Vorstandsvorsitzende und Gründerin des Vereins "KO – Kein Opfer" e. V.)2 

• Livia Kerp (Autorin)1 

• Dr. Bernd Werse (Centre for drug research Frankfurt/M.)3 

 

 

 
1 Auf Vorschlag der Fraktion der CDU/CSU zur öffentlichen Anhörung eingeladen. 
2 Auf Vorschlag der Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zur öffentlichen Anhörung eingeladen. 
3 Auf Vorschlag der Fraktion DIE LINKE. zur öffentlichen Anhörung eingeladen. 

Liste der Sachverständigen zur öffentlichen Anhörung  
K.-o.-Tropfen 
Mittwoch, 8. November 2023, 16:15 bis 17:00 Uhr 
Paul-Löbe-Haus, Sitzungssaal E 300 
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Einziger Tagesordnungspunkt 

Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

Missbrauch der Chemikalie GBL als „K. o.-Trop-
fen“ stoppen 

BT-Drucksache 20/8528 

Die amtierende Vorsitzende, Abg. Dr. Kirsten Kap-
pert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): So, 
sehr geehrte Damen und Herren, liebe Zu-
schauer:innen auf den Tribünen und online, sehr 
geehrte Sachverständige, liebe Kolleg:innen, ich be-
grüße Sie ganz herzlich zur öffentlichen Anhörung 
des Ausschusses für Gesundheit, die eine Mi-
schung ist aus Präsenzsitzung und Online-Meeting 
ist. An meiner rechten Seite begrüße ich Staatssek-
retär Prof. Edgar Franke und Dr. Nickels aus dem 
Bundesgesundheitsministerium. Schön, dass Sie 
dabei sind. Die Sachverständigen und alle Teilneh-
menden, die per Webex dabei sind, möchte ich bit-
ten, ihre Mikrofone stumm zu schalten, natürlich, 
das haben ja alle schon eingeübt, und einmal sich 
mit Klarnamen anzumelden, damit wir wissen, wer 
dabei ist. Außerdem, ja, genau, Mikro stumm schal-
ten. So, liebe, sehr geehrte Damen und Herren, wo-
rum geht es in der heutigen Anhörung? Ich umreiße 
das einmal kurz. Wir hören an einen Antrag der 
Unionsfraktion mit dem Titel Missbrauch der Che-
mikalie GBL als K.o.-Tropfen stoppen. Den finden 
Sie auf der Bundestagsdrucksache 20/8528. Die 
Unionsfraktion macht in ihrem Antrag darauf auf-
merksam, dass laut Medienberichten insbesondere 
junge Frauen Opfer von sogenannten K.o.-Tropfen 
werden und dabei geben die Straftäter:innen die ge-
schmacks- und geruchsneutrale Chemikalie 
Gamma-Butyrolacton (GBL) in ein Getränk. Im Kör-
per wandelt sich das GBL dann in Gamma-Hydro-
xybuttersäure, abgekürzt GHB, um. Die Opfer wer-
den willenlos oder sogar bewusstlos, dann ausge-
raubt oder es wird ihnen sexuelle Gewalt angetan. 
Die Situation in Deutschland ist so, dass für die in-
dustrielle Herstellung anderer Chemikalien GBL 
verwendet wird und deshalb auf dem Markt gehan-
delt wird. Der unbefugte Umgang mit GBL, aber 
auch mit der im Körper entstehenden GHB, der ist 
strafbar. GBL fällt unter das Arzneimittelgesetz. 
GHB fällt unter das Betäubungsmittelgesetz. Aller-
dings und hier setzt jetzt der Antrag der CDU/CSU 
an, ist der Besitz von GBL nicht strafbar. Die Frak-
tion fordert jetzt gesetzliche Maßnahmen, damit die 
freie Verfügbarkeit von GBL-Produkten und anderer 

Substanzen, die als K.o.-Tropfen verwendet werden 
können, streng reguliert und unter Strafe gestellt 
wird. Dabei soll die industrielle Verwendung aber 
weiterhin legal bleiben. Welche gesetzlichen Rege-
lungen sind erforderlich, um diesem Anliegen 
Rechnung zu tragen und wie können diese greifen? 
Das wollen wir heute hier gemeinsam diskutieren.  
Wir danken sehr, dass Sie als Sachverständige der 
Einladung gefolgt sind. Ich mache jetzt ein paar 
kurze Anmerkungen zum Ablauf. Uns stehen heute 
insgesamt 45 Minuten für Fragen und Antworten 
zur Verfügung und in dieser Zeit werden die Frakti-
onen abwechselnd Fragen an Sie stellen. Es beginnt 
immer die Fraktion, die den Antrag gestellt hat. In 
unserem Fall die CDU/CSU und dann orientiert 
sich die weitere Reihenfolge an der Fraktionsstärke 
und an einer ausschussinternen Vereinbarung. Es 
wird immer eine Frage an eine Sachverständige ge-
stellt. Für Frage und Antwort zusammen stehen 
drei Minuten zur Verfügung. Das heißt, wenn Sie 
Ihre Antworten knapp und präzise fassen, dann 
können mehr Abgeordnete fragen. Wenn Sie als 
Sachverständige aufgerufen werden, bitte ich Sie 
jedes Mal wieder, Ihren Namen und Ihren Verband 
zu nennen. Auch wenn Sie dreimal hintereinander 
adressiert werden, immer wieder. Das hat einerseits 
was mit der Protokollierung zu tun und anderer-
seits was mit den Personen, die online dabei sind, 
dass Sie jedes Mal wieder zuordnen können, wer 
gerade spricht. Außerdem bitte ich Sie entspre-
chend der Regelung in § 70 Abs. 6 Satz 3 der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestags beim 
ersten Aufruf, das ist nur beim ersten Aufruf zu 
tun, etwaige finanzielle Interessensverknüpfungen 
in Bezug auf den Beratungsgegenstand offen zu le-
gen. Das dient der Transparenz, kann man sich ja 
gut vorstellen.  
Vielen Dank, dass Sie gekommen sind. Danke de-
nen von Ihnen auch ganz herzlich, die eine schrift-
liche Stellungnahme eingereicht haben. Die Anhö-
rung wird aufgezeichnet und dann morgen im Par-
lamentsfernsehen übertragen und im Anschluss 
dann auch in der Mediathek des Deutschen Bun-
destages abrufbar sein. Das Wortprotokoll der An-
hörung wird wie üblich auf unserer Internetseite 
des Gesundheitsausschusses veröffentlicht. Alle, 
die im Saal sind, mögen ihre Mobiltelefone aus-
schalten, ein Klingeln kostet fünf Euro für einen 
guten Zweck. Die Gäste auf der Besuchstribüne darf 
ich darauf aufmerksam machen: wir freuen uns, 
dass Sie da sind, Sie dürfen aber weder 
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Missfallens- noch Beifallsbekundungen äußern, 
auch keine Bild- oder Fotomaterialien anfertigen, 
aber sehr aufmerksam zuhören. Wir freuen uns, 
dass Sie da sind. Und nun beginnen wir mit der 
Anhörung und die erste Frage stellt die antragstel-
lende Fraktion CDU/CSU und das ist der Kollege 
Pilsinger. Sie haben das Wort bitte, Herr Pilsinger. 

Abg. Stephan Pilsinger (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Frau Vorsitzende. Ich habe eine Frage an die Ein-
zelsachverständige Livia Kerp. Und zwar, welche 
Ergebnisse und Erfahrungen mussten Sie machen? 
Könnten Sie selbst und andere betroffene Frauen 
nach Attacken mit K.o.-Tropfen machen? Wie prägt 
eine solche negative Erfahrung einen Menschen 
psychisch? Und unterstützen Sie insofern die Ziel-
setzung unseres Antrags? 

Die amtierende Vorsitzende: Frau Kerp, Sie haben 
das Wort. 

Livia Kerp: Livia Kerp, Autorin und ich habe kei-
nen finanziellen Interessenkonflikt. Also, man 
muss sich das so vorstellen, man fühlt sich nicht 
nur wertlos, man war eine Art Opfer des Moments. 
Bei mir war das 2021, also ich war noch etwas jün-
ger und habe das natürlich für unscheinbar gehal-
ten. Also warum genau passiert mir das, hätte ich 
nicht gedacht. Man hört es doch so oft und jetzt ge-
nau mir. Die Erfahrungen, die man macht, wünscht 
man keinem. Bei mir persönlich war es so, ich habe 
zuerst gespürt, oh jetzt stimmt irgendwas nicht, 
jetzt habe ich doch nur ein Glas getrunken. Wo 
kommen jetzt diese Gefühle her? Plötzlich ist alles 
total verschwommen, ich bin sofort rausgegangen 
und plötzlich lag ich auf dem Boden. Ab da hatte 
ich leider einen Filmriss. Also ich kann mich nur 
noch an den Moment erinnern, als ich am nächsten 
Tag aufgewacht bin. Die Erzählungen, was dann 
passiert sind, kamen dann von meinen Freunden, 
die mich Gott sei Dank nach Hause gebracht haben. 
In dem Sinne werde ich natürlich alles unterstüt-
zen, was die Union geschrieben hat und gefordert 
hat. Ich fordere nämlich genauso ein Verbot von al-
len Wirkstoffen, die als K.o.-Tropfen frei verfügbar 
sind. Es kann nicht sein, dass im Felgenreiniger ge-
nau diese Stoffe sind, die ja auch für K.o.-Tropfen 
die Wirkung macht. Ich habe eine Freundin, die ist 
fast an einer Überdosis gestorben, weil jemand ihr 

eine Spritze verabreicht hat mit Felgenreiniger. Na-
türlich nicht purer Felgenreiniger, aber sie wissen 
glaube ich alle, was wir meinen mit K.o.-Tropfen. 
Sie ist sofort ins Krankenhaus gekommen und dann 
ist alles gut gegangen. Hätte man aber sie nicht ins 
Krankenhaus gebracht, will ich gar nicht vorstellen, 
was dann passiert wäre. In dem Moment, die Erfah-
rungen, die man macht, merkt man natürlich auch, 
wie schutzlos man ist. Wenn man jetzt feiern geht, 
muss man jetzt immer Angst haben, dass man K.o.-
Tropfen bekommen könnte. 

Abg. Stephan Pilsinger (CDU/CSU): Frau Kerp, wir 
würden Ihnen gerne noch eine zweite Frage stellen. 

Die amtierende Vorsitzende: Dankeschön. Nein, 
das geht aber nicht. Immer eine Frage pro Fraktion, 
ja so hatte ich es ja auch erläutert, Kollege Pilsin-
ger. Von daher, Frau Kerp, fahren Sie gerne fort, 
Ihre Zeit läuft noch. 

Livia Kerp: Genau. Und genau, wo war ich denn 
jetzt? Genau. Ich bin oft sprachlos und sehr wü-
tend, wenn ich merke, dass man einfach K.o.-Trop-
fen verwenden kann, die frei verfügbar sind und 
was soll man machen? Soll ich jetzt mir jeden Tag 
ein Armband kaufen, mir umlegen und testen, habe 
ich da jetzt K.o.-Tropfen oder nicht? Das kann nicht 
so sein. Wir müssen da stark sein und dagegen an-
kämpfen. Für mich war das sehr schlimm und ich 
wünsche das auf jeden Fall keinem. Deswegen bin 
ich auch hier, um das noch mal zu erläutern und zu 
sagen, dass es wichtig ist, dass wir ein Verbot hin-
bekommen können. 

Die amtierende Vorsitzende: Ganz herzlichen 
Dank, Frau Kerp, für diese Ausführungen. Jetzt geht 
das Fragerecht an die SPD. Frau Baehrens, bitte. 

Abg. Heike Baehrens (SPD): Ja, vielen Dank, Frau 
Vorsitzende. Meine Frage geht an den Einzelsach-
verständigen Dr. Dahlenburg. Sie sind Toxikologe 
und Pharmakologe. Könnten Sie uns bitte erläu-
tern, über welche Stoffe wir hier sprechen und wie 
diese Stoffe wirken, wo also genau das Miss-
brauchspotenzial liegt? 
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Die amtierende Vorsitzende: Herr Dr. Dahlenburg, 
Sie sind online dabei und haben das Wort. Bitte. 

Dr. Rainer Dahlenburg: Ja, vielen Dank, Frau Vor-
sitzende. Ich hoffe, Sie können mich verstehen. 

Die amtierende Vorsitzende: Wunderbar. Sehen 
und hören. Prima. 

Dr. Rainer Dahlenburg: Ich bin auch in keinem In-
teressenkonflikt. Ich bin über 30 Jahre am BKA 
[Bundeskriminalamt] tätig gewesen als Toxikologe 
und wir sind natürlich auch mit dieser Fragestel-
lung GHB, GBL und letztendlich auch BDO, was 
jetzt im Antrag der CDU nicht auftaucht, aber im 
Prinzip genauso verbreitet ist wie GBL, das heißt 
1,4-Butan-Diol. Dieser Stoff wird genauso wie BDO, 
also GBL, zu GHB umgewandelt. Das Entschei-
dende ist einfach der Konflikt mit dem Alkohol. 
Dann kommt es eben zu einer Überreaktion, zur so-
genannten überadaptativen Reaktion, wo die Kon-
sumenten dann einfach nicht mehr im Stande sind, 
ihre Körperfunktion zu koordinieren. Sie sind dann 
bewusstlos. letztendlich der Willkür von fremden 
Personen ausgesetzt. Ich persönlich habe das mal 
erlebt. Bei einer Razzia im Frankfurter Roten Vier-
tel oder Roten Milieu, wo dann auch schutzlosen 
Männern diese K.o.-Tropfen beigemischt wurden, 
um sie dann anschließend an ihren Bankautomaten 
auszuräumen letztendlich und sie wurden dann ab-
gelegt in den Parks und konnten sich an nichts 
mehr erinnern. Also insofern ist das schon eine un-
angenehme Situation. Die Frage ist natürlich, wie 
kriegt man das in den Griff, weil sowohl das GBL 
und letztendlich auch BDO, das sind Industrieche-
mikalien, wie ich das auch in meinem Statement 
ausgedrückt habe, die weltweit stark verbreitet 
sind. Die Frage ist, wie kriegt man sie dann letzt-
endlich so in den Griff, dass sie nicht mehr als 
Missbrauchsdrohung eingesetzt werden. Vielen 
Dank. 

Die amtierende Vorsitzende: Herzlichen Dank. Vie-
len Dank, Herr Dahlenburg. Ganz herzlichen Dank 
für Ihre Ausführungen und jetzt erhält die Union 
erneut das Wort. Kollege Rüddel, bitte. 

Abg. Erwin Rüddel (CDU/CSU): Vielen Dank. Ich 

habe auch eine Frage an die Einzelsachverständige 
Frau Kerp. Sie haben eben schon in einem Satz 
eine Forderung aufgestellt. Vielleicht können Sie 
das noch weiter ausführen, welche konkreten For-
derungen Sie haben im Hinblick auf die Eindäm-
mung von K.o.-Tropfen. Nach Ihrer Erfahrung, 
reicht das bestehende Strafrecht dafür aus? 

Die amtierende Vorsitzende: Frau Kerp, Sie haben 
das Wort. 

Livia Kerp: Livia Kerp, Autorin. Ich finde nicht, 
dass das gerade ausreicht, so wie es jetzt gerade ist. 
Ich fordere oder würde mir wünschen, aber ich 
glaube fordern trifft es ganz gut, dass alle Substan-
zen mit der Wirkung von K.o.-Tropfen in dem öf-
fentlichen Zugang verboten werden. Das wäre 
schon mal ein großartiger Schritt. Natürlich die 
Frage, wie wir gerade gehört haben, wie sehr ist das 
machbar. Aber das wäre meine klare Forderung für 
den öffentlichen Zugang. Das wäre mein großer 
Wunsch. 

Die amtierende Vorsitzende: Danke schön, Frau 
Kerp. Und für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erhält 
das Wort Saskia Weishaupt. Bitte schön. 

Abg. Saskia Weishaupt (BÜNDIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank. Meine Frage geht an die Sach-
verständige von Kein Opfer e.V., Nina Fuchs. Und 
zwar setzt sich Ihr Verein insbesondere für die Ein-
beziehung der Perspektive von Betroffenen ein. 
Welche Maßnahmen halten Sie aus der Perspektive 
von Betroffenen weiterhin für notwendig, um mut-
maßliche Opfer von K.o.-Tropfen besser zu schüt-
zen? 

Die amtierende Vorsitzende: Frau Fuchs, bitte 
schön. 

Nina Fuchs: Nina Fuchs von Kein Opfer e.V. Aus 
unserer Perspektive ist...  

Die amtierende Vorsitzende: Die Interessensver-
knüpfung.  
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Nina Fuchs: Ach nein, Entschuldigung. Ich habe 
keinerlei Interessensverknüpfung mit Bezug auf 
diese Anhörung. Aus unserer Perspektive ist ein 
Verbot von GBL lediglich ein Signal oder ein Zei-
chen, das gesetzt wird, aber mitnichten ausrei-
chend, um wirklich die Lösung des Problems zu 
finden, nämlich um Betroffene zu schützen. Dafür 
brauchen wir andere Maßnahmen wie zum Beispiel 
flächendeckende Prävention, primäre Prävention, 
sprich im Schulkontext Jugendliche anzusprechen. 
Weiterhin brauchen wir... Entschuldigung. Ich hatte 
einen kleinen Blackout. Wir brauchen Schulungen 
bei Polizei und Justiz auch zu dem Thema. Es ist 
auch wichtig, dass man versteht, dass K.o.-Tropfen 
ein Sammelbegriff ist und darunter alle Stoffe fal-
len, die genutzt werden können, um Opfer gezielt 
auszuknocken. Sprich auch Alkohol kann da ge-
nutzt werden oder auch zum Beispiel das Flüssig-
nikotin, das man aus E-Zigaretten kennt. Deshalb 
sieht man schon, dass es schwierig werden wird, 
ein Verbot für alle Stoffe erwirken zu können. Des-
halb ist es lediglich eine Hürde, die eingebaut wer-
den kann für Täter:innen, weshalb die Maßnahme 
durchaus sinnvoll ist. Aber es reicht eben nicht aus 
und wir müssen uns vielmehr darauf konzentrie-
ren, dass auch zum Beispiel Veranstalter:innen und 
Clubbetreibende auch mit in die Verantwortung ge-
zogen werden. Es gibt für Jugendschutz und Alko-
holgebrauch auch verpflichtende Aushänge, zum 
Beispiel in Bars und Clubs. Das wäre denkbar, dass 
es sowas auch in Bezug auf K.o.-Tropfen gibt und 
verpflichtende Schulungen eben auch für Men-
schen, die im Feier- und Nachtleben arbeiten. Also 
das fängt an bei dem Management von irgendwel-
chen Clubs über Mitarbeitende bis hin auch zur 
Security. 

Die amtierende Vorsitzende: Vielen Dank, Frau 
Fuchs. Für die FDP erhält das Wort Frau Lütke, 
bitte. 

Abg. Kristine Lütke (FDP): Vielen Dank. Meine 
Frage richtet sich an den VCI, an die Frau Panning. 
Wir haben gerade eindrücklich gehört, welche Fol-
gen die missbräuchliche Nutzung von GBL haben 
kann. Das war ja durchaus sehr bewegend. Der che-
mischen Industrie ist diese Nutzung, die miss-
bräuchliche Nutzung ja auch durchaus bekannt. 
Welche Schritte oder welche Maßnahmen unter-
nehmen Sie denn bisher, um diese Abgabe in ir-
gendeiner Art und Weise zu kontrollieren? 

Die amtierende Vorsitzende: Frau Panning, Sie ha-
ben das Wort, bitte. 

Lara Panning (Verband der Chemischen Industrie 
e. V. (VCI)): Lara Panning, Verband der chemischen 
Industrie. Keine Interessenkonflikte. Vielen Dank 
für die Einladung und die Frage. Genau, uns ist das 
bekannt und wir verurteilen auch die missbräuchli-
che Verwendung von GBL als K.o.-Tropfen. Wir un-
terstützen ausschließlich die industrielle Verwen-
dung von GBL und sind uns aber auch da der gro-
ßen Verantwortung unserer Branche bewusst. Un-
sere Mitglieder haben deswegen Selbstverpflichtun-
gen ergriffen auf deutscher Ebene, aber auch euro-
päisch und international. Sie ergreifen Maßnah-
men, um die Abgabe von GBL zu überwachen und 
zu kontrollieren. Solche Maßnahmen bestehen seit 
Anfang der 90er und dann auch wieder, die werden 
auch regelmäßig überarbeitet und kontrolliert. Wir 
arbeiten da auch sehr eng mit den deutschen Be-
hörden zusammen und haben da eine sehr gute Zu-
sammenarbeit. Das sind die Maßnahmen, die wir 
bisher ergreifen. 

Die amtierende Vorsitzende: Herzlichen Dank, 
Frau Panning. Und das Wort geht jetzt an die AfD. 
Herr Ziegler, bitte. 

Abg. Kay-Uwe Ziegler (AfD): Vielen Dank. Meine 
Frage geht an den Bund Deutscher Kriminalbeam-
ten und es geht dahin, wie beurteilen Sie die Da-
tenlage bezüglich der kriminalpolizeilichen Rele-
vanz von GBL als K.o.-Tropfen? Was mich da spezi-
ell interessiert ist, wie ist die Größenordnung viel-
leicht einzuschätzen? Ich habe bei der Recherche 
auch noch für mich erstaunlicherweise herausbe-
kommen, dass das auch als freiwillige Drogennut-
zung teilweise von Drogenbenutzern genutzt wird. 
Ich würde gerne mal wissen, wie ist denn ungefähr 
das Verhältnis zwischen der freiwilligen Nutzung 
von GBL und der missbräuchlichen? 

Die amtierende Vorsitzende: Vielen Dank. Herr 
Peglow, Sie sind online dabei und haben jetzt das 
Wort. Bitte. 
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Dirk Peglow (Bund Deutscher Kriminalbeamter 
e. V.): Herzlichen Dank. Dirk Peglow, Bundesvorsit-
zender des Bund Deutscher Kriminalbeamten. Mit 
den Beratungsgegenstand verbundene Interessen-
konflikte habe ich nicht. Ich habe das in der Stel-
lungnahme auch schon aufgeführt, dass die Daten-
lage eben, sage ich mal, sehr diffus ist. Um nicht zu 
sagen, in keiner Weise ausreichend. Die Verwen-
dung von K.o.-Tropfen wird als besondere Straftat-
begehung in der polizeilichen Kriminalstatistik 
nicht abgebildet. Die dahingehenden Initiativen 
wurden abgelehnt. Ansonsten ist auch die Verabrei-
chung von K.o.-Tropfen im Zusammenhang mit be-
kannt gewordenen Straftaten nach unseren Er-
kenntnissen eben auch in keinem der Landeskrimi-
nalämter Gegenstand eines Auswerteschwerpunkts. 
Also insofern haben wir keine qualitätsgesicherten 
Fallzahlen. Das liegt aber in großen Teilen eben 
auch daran, dass die Erkenntnislage da eben des-
wegen so schlecht ist, als dass es eben meistens so 
ist, dass, wenn geschädigte Frauen und Männer zu 
uns kommen, mit dem Verdacht, dass hier möglich-
erweise K.o.-Tropfen bei der Begehung einer Straf-
tat eingesetzt wurden, eben der Nachweis nicht 
mehr möglich ist. Insofern, und so ist ja auch die, 
sage ich mal, bekannte Rechtsprechung dazu, ist es 
eben sehr schwierig, dann eben Fälle aufzuführen, 
in denen tatsächlich nachweislich K.o.-Tropfen ver-
wendet worden sind. Es kommt hinzu, dass in vie-
len Fällen eben auch der Alkoholkonsum auch 
recht umfangreich gewesen ist. Das zeigt die Praxis 
im Umgang mit den betroffenen Opfern. Insofern 
kann ich Ihnen zu der Datenlage tatsächlich keine 
sinnvollen Angaben machen. Man geht zum Bei-
spiel für den Bereich von Nordrhein-Westfalen 
jährlich von einer zweistelligen Anzahl aus. Aber 
wie gesagt, Datenlage sehr diffus und nicht ausrei-
chend. Das ist einfach schlecht, schwierig, das zu 
untersuchen. Man muss das mit feingliedrigen Ein-
zelauswertungen machen. Die sind eben auch nicht 
in einer Form valider, als dass wir daraus kriminal-
politische Initiativen entwickeln könnten. 

Die amtierende Vorsitzende: Danke. Der nächste 
Redner ist für Die Linke, Ates Gürpinar, bitte. 

Abg. Ates Gürpinar (DIE LINKE.): Vorweg die 
Frage, dass meines Wissens auch Dr. Bernd Werse 
online zugeschaltet ist, auch wenn es, glaube ich, 
auf dem Papier nicht...  

Die amtierende Vorsitzende: Nein. 

Abg. Ates Gürpinar (DIE LINKE.): Okay. Das ist ak-
tuell. 

Dr. Bernd Werse: Doch. Ich bin zugeschaltet. 

Die amtierende Vorsitzende: Herr Werse, Herr Dok-
tor Werse, ich freue mich, Sie zu sehen. Sie sind 
nicht auf meiner Liste. Umso schöner, dass Sie da 
sind. Bitte.  

Abg. Ates Gürpinar (DIE LINKE.): Wenn der Kol-
lege schon mal da ist, würde ich ihm auch gleich 
eine Frage stellen.  

Die amtierende Vorsitzende: Ja, ich bitte darum. 
Wir machen die drei Minuten nochmal. So ein Zu-
fall. Von Anfang, weil da war jetzt hier die Verwir-
rung. Können wir die drei Minuten nochmal hoch-
setzen?  

Abg. Ates Gürpinar (DIE LINKE.): Und zwar zum 
Antrag der Union, da sie die Anwendung des Be-
täubungsmittelrechts oder anderer Verbotsnormen 
für K.o.-Tropfen anwenden will. Aus Ihrer Erfah-
rung aus der Drogenforschung, wie wirksam halten 
Sie ein solches Verbot zur Angebotsreduktion bei 
einer Substanz, die auch, wie wir gehört haben, 
massenhaft in der Industrie verwendet wird? 

Die amtierende Vorsitzende: Herr Dr. Werse, Sie 
haben das Wort, bitte. 

Dr. Bernd Werse: Ja, vielen Dank, Dr. Bernd Werse, 
Goethe-Uni Frankfurt, Center for Drug Research. 
Ich habe keine Interessenskonflikte, was dieses 
Thema angeht. Um auf die Frage zu antworten, ich 
halte es für, gerade bei so einer Substanz, die so 
weit verbreitet ist, für nicht besonders wirksam, 
weil es mit Sicherheit möglich sein wird, sich diese 
Substanz auch aus dem Ausland zu bestellen und 
es sowieso einen breiten Onlinehandel gibt. Wie 
gesagt, wir haben ja vorhin schon gehört, wie weit 
sie verbreitet ist. Insofern, ob sich da überhaupt ein 
Effekt zeigen würde, ist sehr fraglich. Abgesehen 
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davon haben Verbote sowieso immer das Risiko, 
Drogen noch gefährlicher zu machen. In dem Fall, 
wir haben es ja eben gerade in der vorigen Frage ge-
hört: GBL wird bei weitem eben nicht nur als K.o.-
Tropfen eingesetzt, sondern auch als Droge, unter 
anderem in der Berliner Party-Szene oder auch in 
sogenannten Chemsex-Szenen und wenn man jetzt 
das Ganze, also wenn man die Konsumierenden 
oder Leute, die es besitzen, kriminalisieren würde, 
würde man weitaus mehr Leute treffen, die quasi 
nichts Böses damit vorhaben, als welche, die vor-
haben, wirklich Leute damit zu, ja, K.o. zu machen 
oder gar schlimmere Verbrechen zu begehen. Also 
insofern, ein weiterer Aspekt ist zum Beispiel auch 
noch das, wir haben es ja vorher auch schon gesagt, 
dass die Leute, die es besitzen, es nicht mehr ver-
breiten. Also insofern, ein weiterer Aspekt ist zum 
Beispiel auch noch das, wir haben es ja vorher 
auch schon gesagt, dass die Leute, die es besitzen, 
es nicht mehr verbreiten. So, ich habe auch schon 
gehört, dass eben auch andere Substanzen, zum 
Beispiel Benzodiazepine in der Form von K.o.-
Tropfen eingesetzt werden können. Gerade die 
Leute, die für diese sehr schwerwiegenden Fälle 
verantwortlich sind, die also wirklich böse Absich-
ten haben, jemanden auszurauben oder gar sexuali-
sierte Gewalt auszuüben an Frauen, was ja auch 
schlimmste Traumatisierungen nach sich ziehen 
kann, gerade die Leute werden sich mit Sicherheit 
jetzt nicht groß abgeschreckt fühlen, dadurch, dass 
jetzt diese Substanz dem BTMG [Betäubungsmittel-
gesetz] unterstellt ist, sondern werden mit Sicher-
heit dann auf Alternativen zurückgreifen. Insofern 
plädiere ich an dieser Stelle jetzt eher dafür, jetzt 
nicht schon wieder ein weiteres Verbot einzufüh-
ren. Wir sind ja gerade dabei, an anderer Stelle Ver-
bote aufzuheben, was ja sehr erfreulich ist. Mit die-
sem Phänomen, was sind das überhaupt für Leute, 
die solche Verbrechen begehen und das sind zum 
Teil wirklich sehr, sehr schwerwiegende Verbre-
chen, sollte man sich näher beschäftigen. Frau 
Fuchs hat es vorhin schon angesprochen, man 
könnte diverse Präventionsmaßnahmen verstärken, 
aber man könnte auch die Strafverfolgung dort, also 
die Strafverfolgung könnte sich einfach ein biss-
chen näher damit beschäftigen. Herr Peglow hat ja 
eben angesprochen, dass es bisher kaum geschieht. 

Die amtierende Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Dr. 
Werse und das Wort erhält jetzt für die SPD der 
Kollege Heidenblut. Bitte. 

Abg. Dirk Heidenblut (SPD): Vielen Dank. Meine 
Frage geht an Frau Fuchs von Kein Opfer e.V. In Ih-
rer Stellungnahme weisen Sie darauf hin, dass 
nach der Verabreichung von K.o.-Tropfen oft mit 
langanhaltenden psychischen Folgen gerechnet 
werden muss. Meine Frage wäre, welche Unterstüt-
zungsmaßnahmen gibt es derzeit für Betroffene und 
halten Sie die für ausreichend? 

Die amtierende Vorsitzende: Frau Fuchs, Sie haben 
das Wort, bitte. 

Nina Fuchs: Nina Fuchs, Kein Opfer. Das Unter-
stützungsangebot reicht in meinen Augen nicht 
aus. Vor allem, ich bin ja persönlich auch Be-
troffene und kenne eben die Geschichten von sehr 
vielen Betroffenen, die sich in der Situation befin-
den. Habe ich eben auch erlebt, dass im ersten Um-
gang, nämlich eben im Kontakt dann auch mit Poli-
zei und Rechtsmedizin da schon gravierende Män-
gel herrschen und da teilweise ein Umgang stattfin-
det, der weiter traumatisiert. Dann ist es ja auch be-
kannt, dass in Deutschland jetzt was Beratungsstel-
len oder auch eben Frauenhäuser, also dass in die-
sem Bereich einfach generell ein großer Mangel ist. 
Die Beratungsstellen haben nicht genügend Perso-
nal und können eigentlich die ganzen Betroffenen, 
die es gibt, gar nicht betreuen, einfach aufgrund 
von Mängeln. Das wäre auch ein wichtiger Ansatz, 
dass man die Betroffenen auch mehr ins Blickfeld 
nimmt und guckt, wie man sich auch besser dann 
um die kümmern könnte und das Beratungsangebot 
erhöhen. 

Die amtierende Vorsitzende: Herzlichen Dank, 
Frau Fuchs, und für die Union erhält jetzt das Wort 
Dr. Kippels, bitte. 

Abg. Dr. Georg Kippels (CDU/CSU): Vielen herzli-
chen Dank, Frau Vorsitzende. Ich würde gerne 
noch mal eine Frage an Frau Panning vom VCI 
richten. Beschreiben Sie bitte doch noch mal im 
Allgemeinen das Besondere an der Verbreitung be-
ziehungsweise der legalen Anwendung der Sub-
stanz GBL und daran anschließend, inwieweit be-
steht aus Ihrer Sicht denn die Notwendigkeit, aber 
auch, ich sage mal, die reale Möglichkeit im allge-
meinen Verkehr die bestehende Gesetzeslücke hin-
sichtlich der Substanz GBL zu schließen? 
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Die amtierende Vorsitzende: Frau Panning, gerne. 

Lara Panning (Verband der Chemischen Industrie 
e. V. (VCI)): Lara Panning, VCI. Ja, wir haben es 
jetzt ja auch schon in anderen Statements gehört. 
GBL ist eine Industriechemikalie, ist eine Chemika-
lie beziehungsweise ein Stoff im Sinne der Chemi-
kaliengesetzgebung. Wie gesagt, es ist als Industrie-
chemikalie gedacht. Es hat keine legale medizi-
nisch-therapeutische Verwendung. Für die Indust-
rie und unsere Mitglieder ist es eine sehr wichtige 
Chemikalie. Sie dient als Lösemittel und ist ein 
wichtiger Synthese-Baustein bei der Produktion 
beispielsweise von Antibiotika, von Alzheimer-Me-
dikamenten, Wundsalben, im Bereich Kosmetika, 
Halbleiter oder Elektromotoren, also wirklich sehr 
weit einsetzbar. Genau das vielleicht zum ersten 
Teil Ihrer Frage. Genau, aus unserer Sicht besteht 
allerdings keine Notwendigkeit, GBL in so einer 
hohen Konzentration in Endverbraucherprodukten 
anzubieten. Es gäbe andere Stoffe, die unbedenk-
lich sind, die man stattdessen nutzen könnte. Der 
einfache Zugang zu einem reinen Stoff lädt Krimi-
nelle zu einer bewussten Fehlverwendung ein. Die 
Industrie benötigt GBL aber als Reinstoff. Deswegen 
sollte das Ziel sein, den Missbrauch und die krimi-
nellen Handlungen im Vorfeld zu unterbinden und 
zu erschweren. Ja, aus unserer Sicht ist das Betäu-
bungsmittelgesetz nicht der geeignete Regelungs-
rahmen. Als Chemikalie sollte GBL unter die Che-
mikaliengesetzgebung gestellt werden. Da würde 
sich auch REACH, das Europäische Chemikalienge-
setz, gut anbieten. Man kann hier die Abgabe miss-
bräuchlich verwendbarer, in dem Fall GBL-haltiger 
Verbraucherprodukte europaweit verbieten, wäh-
rend die notwendige legitime industrielle Verwen-
dung von GBL geschützt werden würde.  

Die amtierende Vorsitzende: Vielen Dank, Frau 
Panning. Und für die Grünen erneut Saskia Weis-
haupt. Bitte schön. 

Abg. Saskia Weishaupt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Meine 
nächste Frage geht auch an Nina Fuchs von Kein 
Opfer e.V. Und zwar haben wir jetzt schon mehr-
fach gehört, wie schwierig es auch ist, K.o.-Tropfen 
letztendlich nachzuweisen, dass eine Schnelligkeit 
des Nachweises total wichtig ist. Wie schätzen Sie 

das denn gerade ein mit der medizinischen Versor-
gung? Gibt es da eine flächendeckende Versorgung 
in Deutschland oder bestehen hier Versorgungslü-
cken, um letztendlich K.o.-Tropfen auch schnell 
nachzuweisen? 

Die amtierende Vorsitzende: Frau Fuchs, bitte 
schön. 

Nina Fuchs: Nina Fuchs, Kein Opfer. Ja, hier beste-
hen massive Lücken. Langsam passiert es, dass in 
Städten so unter dem Stichwort Akutversorgung 
oder vertrauliche Spurensicherung, hat man das 
vielleicht schon mal gehört, dass das da langsam 
etabliert wird. Also selbst München als sehr große 
Stadt in Deutschland, hat das jetzt kürzlich erst 
etabliert. Es gibt keine einheitliche Versorgung, es 
gibt keine einheitliche Regelung dazu deutschland-
weit. Selbst hier in Berlin, die Gewaltschutzambu-
lanz der Charité ist nicht 24 Stunden, sieben Tage 
die Woche zugänglich. Gerade oft am Wochenende, 
wo diese Fälle gehäuft vorkommen, weil es ja eben 
häufig in einem Feier- und Party-Kontext passiert, 
sind oft diese Stellen dann nicht zugänglich. Meine 
Forderung wäre, dass es in den nächsten Jahren 
nicht mehr so viele Versorgungslücken gibt. Meine 
Forderung wäre, dass der Fokus darauf gerichtet 
wird, ein einheitliches System deutschlandweit zu 
etablieren, was die Akutversorgung betrifft. Das ist 
insofern so wichtig, weil da dann Spuren gesichert 
werden können und den Betroffenen dann die 
Möglichkeit gegeben wird, in Ruhe auch zu überle-
gen, ob sie eine Anzeige erstatten wollen, weil eine 
Anzeige und ein späteres Gerichtsverfahren ein 
Prozedere sein kann, das Betroffene sehr, sehr stark 
psychisch belastet und nicht jede Person hat die 
Kapazitäten dafür. Deswegen sollte es die Möglich-
keit geben, dass die Spuren schnell gesichert wer-
den und die Person das dann in Ruhe entscheiden 
kann. Es ist eben auch total wichtig, das Thema 
K.o.-Tropfen in diese Akutversorgung mit einzube-
ziehen. Das ist jetzt meines Wissens nach auch 
nicht wirklich der Fall. Was die natürlich machen 
können, ist, dass sie zeitschnell eine Urinprobe 
nehmen. Das ist eigentlich das Wichtigste im Kon-
text mit K.o.-Tropfen. Wenn diese Urinprobe erst 
mal gesichert ist, dann hat man wieder Zeit. Wenn 
man jetzt selber einfach diese Urinprobe nimmt, 
was ja sehr niedrigschwellig wäre und auch Zeit 
sparen würde, dann ist das aber leider vor Gericht 
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nicht verwertbar. Man braucht wirklich eine offizi-
elle Stelle dafür, damit es vor dem Gerichtsprozess 
dann auch wirklich standhält. Danke. 

Die amtierende Vorsitzende: Vielen Dank, Frau 
Fuchs. Frau Lütke hat erneut das Wort für die FDP. 
Bitte, Frau Lütke. 

Abg. Kristine Lütke (FDP): Vielen Dank. Meine 
nächste Frage, die richtet sich an Herrn Peglow 
vom Bund Deutscher Kriminalbeamter. Wenn GBL 
gemäß den Forderungen des Antrags entsprechend 
in den Geltungsbereich des Betäubungsmittelgeset-
zes einbezogen würde, wie wahrscheinlich ist das? 
Wie wahrscheinlich ist es aus Ihrer Sicht, dass der 
missbräuchliche Gebrauch von GBL in der polizei-
lichen Praxis tatsächlich detektiert werden würde, 
die Täter verfolgt werden und verurteilt werden 
könnten? Das würde mich interessieren. Danke. 

Die amtierende Vorsitzende: Herr Peglow, Bitte-
schön. 

Dirk Peglow (Bund Deutscher Kriminalbeamter 
e. V.): Dirk Peglow, Bund Deutscher Kriminalbeam-
ter. Ja, also die Frage, ob jetzt was verboten ist oder 
wie es verboten ist, ist in der polizeilichen Sachbe-
arbeitung natürlich, was die Detektion des Stoffes 
angeht, nicht von Relevanz. Wir haben sehr viele 
Fälle, wo Frauen und Männer Opfer von Sexualde-
likten werden. Dann läuft eigentlich immer, und 
das muss ich ein bisschen meiner Vorrednerin ein 
klein wenig widersprechen, sind wir eigentlich 
schon so weit, dass wir natürlich sehr schnell mit 
entsprechend ausgestatteten Rape-Kits, so nennen 
wir die, wo also schon auch für die entsprechenden 
Ambulanzen oder Krankenhäuser, wo wir dann mit 
den Geschädigten hinfahren, entsprechend die Si-
cherungsmöglichkeiten genau erklärt werden, was 
gemacht werden muss. Also da ist es auch so, dass 
Ärztinnen und Ärzte, die jetzt hier nicht so erfah-
ren sind, dass die genau wissen, unter der Anlei-
tung, die beigegeben ist, dann eben auch, wie zu 
verfahren ist. Es ist immer ein Zeitproblem. Die 
Schwierigkeit, die wir haben in der polizeilichen 
Bearbeitung im Rahmen des ersten Angriffes, liegt 
eben in allen Teilen oder in den allermeisten Fällen 
darin, dass die Opfer leider Gottes erst mit einigem 
Zeitverzug eben sich an die Polizei wenden. 

Deswegen ist der Vorschlag meiner Vorrednerin 
auch ein sehr guter, beziehungsweise sowas muss 
man auch dann entsprechend im Rahmen von Prä-
ventionsprogrammen eben auch spielen, dass es 
hier außerhalb der polizeilichen Beteiligung wich-
tig ist, eben sehr schnell diese Urinproben festzu-
stellen, was in der weiteren Bearbeitung dann einer 
solchen Straftat eben auch für die Staatsanwalt-
schaften eben von evident großer Wichtigkeit ist. 
Wenn wir den Stoff nicht nachweisen, dann ist es 
eben schwierig, hier entsprechend auch bestimmte 
Tatbestände tatsächlich auch aufzumachen. Wir 
müssen den Nachweis bringen und wie gesagt, in 
der polizeilichen Bearbeitung liegt es weniger da-
ran, dass wir hier nicht in der Lage sind, das einzu-
schätzen, sondern meistens eben das Problem ha-
ben, dass der Nachweis nicht mehr möglich ist, 
weil die Opfer eben aus den verschiedensten Grün-
den erst mit einem ganz erheblichen Zeitverzug 
sich an die Polizei wenden. 

Die amtierende Vorsitzende: Dankeschön, Herr 
Peglow und für die AfD Herr Ziegler, bitte. 

Abg. Kay-Uwe Ziegler (AfD): Vielen Dank. Meine 
nächste Frage geht an die Frau Panning von der 
VCI. Wir haben jetzt gehört, in wie vielen Produk-
ten GBL denn doch benutzt wird. Die Frage ist: ist 
denn vielleicht möglich oder ist der Gedanke schon 
mal angedacht worden, dass es eventuell durch Zu-
satz von Bitterstoffen, die sich vielleicht auch erst 
entwickeln, wenn das Ganze mit Alkohol in Kon-
takt kommt, ein Missbrauch also vielleicht ausge-
schlossen wird, dass jemand, der dann mit GBL 
versucht wird zu betäuben, dass der einfach ver-
sucht, in dem Moment, wo der was trinkt, dass es 
so bitter ist, dass man sagt, ich merke jetzt, dass 
hier was nicht funktioniert. Ist so ein Gedanke da 
gewesen, dass man im Prinzip bei den Produkten, 
zum Beispiel bei Kosmetika, die vielleicht bewusst 
missbräuchlich benutzt werden können, dass man 
damit den Missbrauch doch stark einschränken 
oder verhindern kann? Vielen Dank. 

Die amtierende Vorsitzende: Frau Panning, bitte. 

Lara Panning (Verband der Chemischen Industrie 
e. V. (VCI)): Lara Panning, VCI. Ja, also kurz im 
Kontext vielleicht. Das Ziel von solchen 



  

 
Ausschuss für Gesundheit 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 90. Sitzung 
vom 8. November 2023 

Seite 13 von 16 

 
 

Bitterstoffen oder Vergällungsmitteln insgesamt ist 
es tatsächlich, den Stoff ungenießbar zu machen. 
Das kann, wie gerade in der Frage angesprochen, 
durch Bitterstoffe, aber auch durch Farbstoffe ge-
schehen. Das wird auch bei manchen Substanzen 
so gehandhabt. Wichtig ist, dass so ein Vergällungs-
mittel natürlich nicht leicht entfernbar sein darf 
und dass es aber auch die vorgesehene legale Ver-
wendung einer Chemikalie nicht beeinträchtigt. 
Das Problem, was hier besteht in Bezug auf GBL, 
ist, dass nach jetzigem Stand Vergällungsmittel sich 
relativ leicht aus dem GBL wieder entfernen lassen. 
Dafür braucht man kein ausgeklügeltes Labor. Das 
GBL ist dann gegebenenfalls zwar stark verunrei-
nigt, kann aber trotzdem von den Vergällungsmit-
teln befreit wieder missbraucht werden. Wie schon 
angesprochen bei meiner vorherigen Antwort ist 
GBL ein wichtiger Synthesebaustein in der chemi-
schen Industrie. Und da ist es zwingend notwen-
dig, dass GBL in reiner und unveränderter Form 
eingesetzt wird. Also unvergällt, weil wir wie ge-
sagt damit beispielsweise in unserer Branche Vita-
mine herstellen oder Medikamente. Eine Vergäl-
lung ist eine bewusste Verunreinigung. Dadurch 
könnten zusätzliche Verunreinigungen oder unbe-
kannte chemische Nebenreaktionsprodukte entste-
hen. Es könnte beispielsweise zu einer nicht mehr 
gegebenen, ja nicht mehr gegebenen Wirksicherheit 
von Medikamenten führen. Auch eine Reduktion 
des Vergällungsmittel auf ein Maß, dass es für die 
Produktion in der Industrie möglich wäre, ist nicht 
möglich, da dann das Vergällungsmittel zu gering 
wäre. Das heißt, dann würde diese Ungenießbarkeit 
nicht mehr sichergestellt werden. Genau deswegen 
ist aus heutiger Sicht eben eine Vergällung mit den 
meisten Anwendungen in der industriellen Pro-
duktion nicht kompatibel und würde diese eher be-
einträchtigen. 

Die amtierende Vorsitzende: Vielen Dank für die 
Beantwortung und für die SPD darf jetzt Frau 
Stamm-Fibich das Wort geben. Bitte. 

Abg. Martina Stamm-Fibich (SPD): Ja, vielen Dank, 
Frau Vorsitzende. Meine Frage geht an den Bund 
Deutscher Kriminalbeamter, an den Herrn Peglow. 
In Ihrer Stellungnahme führen Sie aus, dass die im 
Antrag der Union vorgeschlagene Aufnahme von 
GBL in die Anlage 2 des BTMG lediglich dazu füh-
ren würde, dass eine weitere Substanz 

hinzukommen würde, ohne dass diese in der poli-
zeilichen Praxis ausreichend detektiert werden 
kann und es deshalb auch keine weitergehende 
Strafverfolgung geben könne. Könnten Sie uns das 
bitte näher erläutern? Was schlagen Sie stattdessen 
vor? 

Die amtierende Vorsitzende: Herr Peglow, Bitte-
schön. 

Dirk Peglow (Bund Deutscher Kriminalbeamter 
e. V.): Dirk Pegelow, Bund Deutscher Kriminalbe-
amter. Ja, die Strafverfolgung. Wir haben letztlich 
eine sehr unterschiedliche Rechtsprechung, aber 
noch keine höchstrichterliche Rechtsprechung, was 
die Frage betrifft, wie wir mit der Beibringung von 
K.o.-Tropfen bei der Begehung von Straftaten, hier 
kommen insbesondere Raubstraftaten, Körperver-
letzungsdelikte, aber auch Sexualdelikte infrage, 
wie wir damit umgehen. Das Problem ist, dass wir 
jetzt, dass auch der BGH [Bundesgerichtshof] hier 
nicht die entscheidende, grundsätzliche Ausrich-
tung festgelegt hat. Also es geht darum, ist die Bei-
bringung oder ist die Nutzung von GBL oder GHB 
oder anderer Substanzen, ist das eine Qualifizie-
rung im Sinne eines gefährlichen Werkzeuges? Das 
ist aus unserer Sicht notwendig. Da muss eine Ent-
scheidung getroffen werden und es darf eigentlich 
nicht mehr oder weniger heute so und morgen so 
verurteilt werden. Aus unserer Sicht sollte man tat-
sächlich darüber nachdenken, inwieweit eben die 
einschlägigen Tatbestände, inwieweit eben festge-
legt wird, dass eben die Beibringung, die alleinige 
Beibringung von K.o.-Tropfen bereits den Einsatz 
eines gefährlichen Werkzeuges eben darstellt, so-
wohl bei der Körperverletzung, der gefährlichen als 
auch im Bereich von Sexualdelikten oder Raub-
straftaten. Das wäre eine gesetzespolitische Initia-
tive, die man durchaus überdenken könnte. An-
sonsten ist, wenn man sich die Rechtsprechung 
dazu anschaut, bleiben da schon auch aus Sicht der 
Opfer Fragen und man muss eins sagen, nach mei-
ner Kenntnis oder unserem Kenntnisstand ist es 
eben so, dass die Opfer, die eben hier mit GHB Op-
fer einer Straftat geworden sind, eben noch weitaus 
mehr traumatisiert werden im Unterschied zu oh-
nehin schon der schlimmen Straftat, eben eine Op-
fer eines Sexualdeliktes zu werden, wenn man bei 
Bewusstsein ist. Die Opfer sind deswegen traumati-
siert, weil sie eben gar nicht wissen, was passiert 
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ist. Das führt zu ganz erheblichen Problemen, trau-
matischen Belastungen. Wir sollten hier wirklich 
alles dransetzen. Ich weiß, dass Strafandrohungen 
eben bei vielen dieser Täter, die hier in Frage kom-
men, nicht unbedingt in jedem Fall erfolgreich sein 
wird. Dazu gibt es hinreichende kriminologische 
Forschung. Aber aus unserer Sicht wäre es drin-
gend erforderlich, hier eine Entscheidung zu tref-
fen, dass wir dann auch im Bereich der Strafverfol-
gungsbehörden eine klare Richtlinie haben. Ich 
denke, das ist dringend erforderlich. 

Die amtierende Vorsitzende: Vielen Dank, Herr 
Peglow. Für die Union hat jetzt das Wort Frau Stö-
cker, bitte. 

Abg. Diana Stöcker (CDU/CSU): Herzlichen Dank, 
Frau Vorsitzende. Meine Frage geht an den Verein 
Kein Opfer, beziehungsweise auch an den Weißen 
Ring. Kommt es in der Realität...  

Die amtierende Vorsitzende: Sie müssen eine Per-
son erwähnen. 

Abg. Diana Stöcker (CDU/CSU): Ah, okay, dann 
Frau Fuchs von Kein Opfer. Kommt es in der Reali-
tät oft zu dem von Ihnen in Ihrer Stellungnahme 
beschriebenen Victim Blaming, also einer Täter-Op-
fer-Umkehr? 

Die amtierende Vorsitzende: Frau Fuchs, Bitte-
schön. 

Nina Fuchs: Nina Fuchs, Kein Opfer. Ja, dazu 
kommt es sehr häufig. Das ist genau mit ein Grund 
auch, weshalb wir im Bereich Sexualstraftaten 
auch so ein wahnsinnig hohes Dunkelfeld von 85 
bis 90 Prozent haben. Betroffene erleben das regel-
mäßig, dass ihnen die Schuld oder die Mitschuld 
an der Tat gegeben wird. Insbesondere im Kontext 
mit K.o.-Tropfen passiert es sehr häufig, dass eben 
gesagt wird, hättest du halt mal besser auf dein 
Glas aufgepasst, dann wäre dir das auch nicht pas-
siert. Auch ich durfte mir das schon anhören und 
das ist natürlich sehr, sehr belastend. In der eh 
schon sehr traumatisierten Situation, in der man 
sich befindet, ist sowas natürlich extrem schädlich, 

auch für die Heilung des Traumas, wenn man dann 
noch den Eindruck bekommt, man wurde hier 
nicht Opfer, sondern man ist ja selbst schuld an der 
Tat. Also das ist ein sehr, sehr großes Problem tat-
sächlich. 

Die amtierende Vorsitzende: Danke. Vielen Dank, 
Frau Fuchs. Ich darf noch sagen, weil der Weiße 
Ring adressiert wurde, die haben auch abgesagt, die 
sind also gar nicht dabei. Jetzt hat für die SPD das 
Wort, Kollegin Baradari, bitte. 

Abg. Nezahat Baradari (SPD): Vielen Dank, Frau 
Vorsitzende. Meine Frage geht an den Verband der 
Chemischen Industrie. Welche Maßnahmen sind 
Ihrer Meinung nach sinnvoll, um die Verfügbarkeit 
der GBL-Endverbraucher, Produkte aus Webshops, 
im Sinne der Erschwerung von Missbrauch einzu-
schränken? Reicht da halt eben eine europäische 
Gesetzesregelung allein Ihrer Meinung nach aus? 

Die amtierende Vorsitzende: Danke. Frau Panning, 
bitteschön. 

Lara Panning (Verband der Chemischen Industrie 
e. V. (VCI)): Lara Panning, VCI. Vielen Dank für die 
Frage. Ja, wie ich schon erwähnt hatte, ist GBL eine 
Chemikalie im Sinne der Chemikaliengesetzgebung 
und sollte deswegen unter dem Chemikaliengesetz 
reguliert werden. Aus unserer Sicht wäre es deswe-
gen sinnvoll, um den Missbrauch von GBL für ille-
gale Zwecke wie K.o.-Tropfen effektiv zu verhin-
dern, eine gesetzliche Beschränkung GBL-haltiger 
Endverbraucherprodukte unter dem Chemikalien-
recht zu regulieren. Aus unserer Sicht ist das euro-
päische Chemikaliengesetz REACH hier eine sehr 
gute Möglichkeit. Man könnte Vermarktungsbe-
schränkungen für solche Endverbraucherprodukte 
erlassen über REACH. Da gibt es auch Beispiele, bei 
denen das schon geschehen ist. Methanol in etha-
nolhaltigen Scheibenreinigern, Chloroform bei-
spielsweise. Mit einer REACH-Beschränkung 
würde dann gezielt das in den Verkehr bringen, 
einschließlich auch der unentgeltlichen Abgabe re-
guliert werden. Also auch beispielsweise eine 
Schenkung wäre eine Abgabe. Das würde auch den 
Internethandel grundsätzlich miteinschließen und 
ein verstandesrechtliches Handeln. Ein Verstoß ge-
gen REACH wäre dann auch über das deutsche 
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Chemikalienrecht, die Chemikalien-Sanktionsver-
ordnung, ein strafbarer Rechtsbruch. Die Vermark-
tungsbeschränkung würde EU-weit gelten, was 
eben aufgrund der offenen Grenzen, des offenen 
Binnenmarkts, wir hatten es schon gehört, Bezug 
aus dem Ausland, dahingehend den Vorteil hätte, 
dass damit auch eine EU-weite Verfolgbarkeit mög-
lich wäre. Aus unserer Sicht ist das deswegen ef-
fektiv, verhältnismäßig, weil es auch die legale che-
mische Verwendung ist, weil es die chemische Ver-
wendung der Industrie erlauben würde. Es wäre ge-
setzestimmig, weil die Chemikalie eben unter dem 
Chemikaliengesetz reguliert werden sollte und 
durchsetzbar, weil eben Verstöße gegen REACH EU-
weit geahndet werden könnten. 

Die amtierende Vorsitzende: Herzlichen Dank, 
Frau Panning. Und für die Union darf ich Herrn 
Müller das Wort geben. Bitte. 

Abg. Axel Müller (CDU/CSU): Vielen Dank, Frau 
Vorsitzende. Ich habe eine Frage an den Vertreter 
des Bundes Deutscher Kriminalbeamter, und zwar 
folgendes. Welche Auswirkungen haben denn sol-
che Attacken aus Ihrer Sicht, aus polizeilicher 
Sicht, auf die betroffenen Frauen kurzfristig und 
langfristig? Gibt es da Erhebungen auch auf Seiten 
der Polizei? Welche Hilfen bieten Sie an im Zusam-
menhang beispielsweise mit Opferschutzorganisati-
onen wie dem heute hier nicht vertretenen Weißen 
Ring an? Und vielleicht noch abschließend, welche 
Vorsichtsmaßnahmen können Sie denn empfehlen? 
Außer auf das Glas aufpassen. Oder gibt es denn 
sonst noch Möglichkeiten, dass die in den Fokus 
der Täter geratenen Frauen, vorwiegend sind es ja 
Frauen, sich schützen können? 

Die amtierende Vorsitzende: Dankeschön. Herr 
Peglow, bitte sehr. 

Dirk Peglow (Bund Deutscher Kriminalbeamter 
e. V.): Herr Peglow, Bund Deutscher Kriminalbeam-
ter. Ja, also ich habe es ja eben schon mal gesagt. 
Die hier in Rede stehenden Betroffenen sind in der 
Regel schwerst traumatisiert. Das müssen wir zur 
Kenntnis nehmen und bedürfen in Teilen jahrelan-
ger Behandlung. Das heißt, wir können schon se-
hen, dass wir hier einen umfassenden Opferschutz 
auch als Polizei natürlich gewährleisten, der aber 

auf der anderen Seite eben auch heißt, dass Opfer-
schutz, und so sehen wir das, eben alle Bemühun-
gen einer Gesellschaft umfasst, die eben geeignet 
sind, Opfer eines schädigenden Ereignisses von 
Straftaten zu unterstützen. Ich glaube schon, dass 
wir hier in der Polizei, was den Einsatz von K.o.-
Tropfen angeht, insbesondere bei den Dienststellen, 
die sich mit Opfern von Sexualdelikten zu befassen 
haben, dass wir hier schon eine hohe Empathie auf 
Seiten der Kolleginnen und Kollegen auch sehen, 
dass wir auch beim ersten Angriff natürlich, also 
den Erstkontakt mit Opfern von Straftaten dieser 
Art eben auch, natürlich einen fortlaufenden Schu-
lungsbedarf haben. Wir haben EU-weite Regelun-
gen, was Opferschutz angeht, Mindeststandards. 
Wir müssen auf Seiten der Polizei, was den Opfer-
schutz bedarf, natürlich auch eine hohe Empathie 
haben. Da geht es darum, eine Sekundärviktimisie-
rung zu vermeiden, dann natürlich auch eine wie-
derholte Viktimisierung zu vermeiden durch Ein-
schüchterung und Vergeltung. Also wenn Täter, Tä-
terinnen bekannt sind, dann ist es natürlich auch 
Aufgabe von uns hier, durch entsprechende Gefähr-
dungsansprachen, eben dafür Sorge zu tragen, dass 
Opfer auch nicht nach der Straftat, wenn bekannt 
ist, dass Strafanzeige erstattet worden ist, hier 
nochmal in den Kontakt mit Tätern kommen. An-
näherungsverbote, ähnliches, Gefährderanspra-
chen. Also auch alleine die Information über Opfer-
rechte im Zuge, was keine Rechtsberatung ist, aber 
eine Information von Opfern, die bei der Polizei 
auflaufen, auch dafür ist es dringend erforderlich. 
Hier sind wir im Bereich der Fortbildung. Unsere 
Kolleginnen und Kollegen müssen natürlich andau-
ernd dort fortgebildet werden und natürlich auch 
eine therapeutische und psychologische Unterstüt-
zung bekommen. Das sind aber nicht unsere Aufga-
ben, sondern das ist Teil des polizeilichen Opfer-
schutzes, der dann eben in Zusammenarbeit mit 
anderen Anbietern eben entsprechend auch ge-
währleistet sein muss. Jetzt kann ich leider den 
weiteren Teil der Frage, weil die Zeit abgelaufen 
ist, nicht mehr beantworten. 

Die amtierende Vorsitzende: Das stimmt leider. 
Vielen Dank, Herr Peglow und die voraussichtlich 
letzte Frage in dieser Anhörung stellt Kollegin 
Weishaupt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte. 
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Abg. Saskia Weishaupt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich hätte 
noch mal eine Frage an die Sachverständige Nina 
Fuchs von Kein Opfer e.V. Und zwar haben Sie 
schon von dieser klassischen Täter-Opfer-Umkehr 
gesprochen. In den letzten Jahren sind ja gerade im 
Rahmen von K.O.-Tropfen immer wieder beispiels-
weise Armbänder im Gespräch, die sich potenzielle 
Opfer kaufen können und dann in ihr Getränk zu 
halten oder der klassische Nagellack, der sich ver-
färbt, wenn man den in sein Getränk hält, dann 
merkt man, dass der Nagel sich verfärbt. Das 
könnte ein Indiz sein auf K.o.-Tropfen im Getränk. 
Viele Broschüren und Kampagnen richten sich ja 
an potenzielle Opfer. Wie könnten denn Präventi-
onsmaßnahmen beziehungsweise auch Initiativen 
aussehen, die mutmaßliche Täter in den Fokus 
nehmen und eben nicht nur die Opfer? 

Die amtierende Vorsitzende: Frau Fuchs, bitte. 

Nina Fuchs: Nina Fuchs, Kein Opfer. Ja, ich möchte 
noch kurz dazu Stellung beziehen, dass ich eben 
diese ganzen Schutz-Gadgets eher für gefährlich 
halte, weil sie einer Frau meistens das Gefühl ge-
ben, sie sei jetzt geschützt, was aber de facto ein-
fach nicht der Fall ist. Mittlerweile weiß man auch, 
durch Needle-Spiking werden K.o.-Tropfen auch 
direkt mit kleinen Spritzen in den Körper initiiert. 
Da hilft einem ein Armbändchen oder ein Nagel-
lack gar nichts. Die ganzen Sachen haben sich in 
den Tests auch oft als fehlerhaft herausgestellt und 
sie testen auch in der Regel meistens nur eine Sub-
stanz. Also ich finde es sehr falsch, den Fokus eben 
darauf zu richten und diese Botschaft hinauszuge-
ben, man hätte hier irgendwie die Verpflichtung, 
sich selbst davor zu schützen, dass man nicht ver-
giftet und vergewaltigt wird. Täter kann man in 
meinen Augen nur so in den Fokus nehmen, indem 
man eben, wie ich es vorher auch schon erwähnt 
habe, sehr früh mit der Prävention ansetzt. Dass 
man wirklich in Schulen geht, dort Aufklärung be-
treibt, vor allem zum Thema Konsens, da hat sich 
auch schon erwiesen, dass Aufklärung zum Thema 
Konsens zu einem Rückgang von sexualisierter Ge-
walt führt und in den Schulen sitzen eben nicht 
nur die potenziellen zukünftigen Opfer, da sitzen 
auch die potenziellen zukünftigen Täter:innen. Das 
wäre ein sinnvoller Ansatz. Weiterhin können eben 
auch Veranstaltungsorte durch Aufklärung klare 

Stellung beziehen und auch aufmerksam machen, 
dass Sie in Ihren Lokalitäten sowas nicht dulden 
und vielleicht auch vermehrt an den Türen kontrol-
lieren etc. Also da gibt es schon Möglichkeiten, 
dass man da einen anderen Ansatz wählt. Danke. 

Die amtierende Vorsitzende: Vielen herzlichen 
Dank, Frau Fuchs. Und damit sind wir am Ende der 
vereinbarten Zeit dieser sehr wichtigen Anhörung 
angekommen. Vielen Dank, Ihnen als Sachverstän-
digen, die hier zu uns gekommen sind und uns so 
kompetent und zielführend Auskunft gegeben ha-
ben. Ich darf Ihnen versichern, das war von höchs-
ter Relevanz, was Sie uns hier mitgeteilt haben. 
Und wir werden jetzt in die Beratung einsteigen, 
wie wir hier den Schutz deutlich verbessern kön-
nen. Ich danke auch allen Abgeordneten für die 
präzisen Fragen und die Konzentration. Ich 
schließe die Anhörung. Auf Wiedersehen. Kommen 
Sie gut nach Hause.  

Schluss der Sitzung: 17:07 Uhr 
 
 
gez. 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther, MdB 
Amtierende Vorsitzende 
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